Stadt Wiesmoor Wiesmoor, 26.01.2015

Der Blrgermeister
Fachgruppe 2.1

Vorlagen Nr.

Antrage AN/016/2015

offentlich

Antrag der Gruppe WB vom 21.01.2015 bzgl. Notfallplanung fur Bevélkerung und
Hilfskrafte

Beratungsfolge:

Nr. Gremium Datum Zustandigkeit ~ Status Beschluss

1. AusschussfirWirtschaft, 18.03.2015 Vorberatung offentlich
Fremdenverkehr, Planung und Bau

Antragstext:

Mit Datum vom 03.03.2014 beantragte Herr Edgar Weiss die Erstellung eines spezifischen Notfallplanes
fur die Bewdlkerung und die Hilfskrafte aufgrund des Leiterseilrisses der 110-kV-Hochspannungsleitung
am 09.01.2014. Mit Datum vom 21.01.2015 stellt er einen gleichlautenden Antrag, mit der Bitte, diese
Thematik nochmals im Fachausschuss zu beraten.

Der Ursprungsantrag wurde in der Sitzung des Ausschusses fur Wirtschaft, Fremdenverkehr, Planung
und Bau am 20.03.2014 behandelt. Die Verwaltung trug damals vor, dass MaRnahmen nach
Stromunféllen als Teil der Gefahrenabwehr rechtlich in der Regel in die alleinige Zustandigkeit des
Blrgermeisters fallen. Normalerweise sind hiermit auch keine Aufgaben des Katastrophenschutzes und
damit des Landkreises als Katastrophenschutzbehorde wverbunden.

Seinerzeit wurde erlautert, dass der Einsatz seitens der Rettungskrafte gut gelaufen ist. Es wurde
deutlich gemacht, dass Stromunfélle sich fur die Einsatzkréfte taktisch nicht von anderen Ungliicksféllen
wie GroRRbrande, Gefahrgutunfélle oder Gasunfélle unterscheiden. Derartige Schadenslagen sind
Gegenstand der Grundausbildung und weiterfihrender Lehrgange der Feuerwehr. Entsprechend der
Vorschriften wurden seinerzeit Sicherheitsabsperrungen wveranlasst, betroffene Personen wurden von der
Einsatzstelle verwiesen bzw. aufgefordert, ihre Hauser und Autos nicht zu verlassen. Parallel dazu wurde
die Abschaltung des Netzes durch den Netzbetreiber und die Rettungsleitstelle veranlasst. Klargestellt
wurde, dass bei sdmtlichen Stromunfallen ein Einsatz im Gefahrenbereich erst nach Freischaltung und
Bestatigung durch den Netzbetreiber erfolgen kann und darf. Uber das Verfahren zur Abschaltung hat es
in der Nachbetrachtung Gesprache mit dem Netzbetreiber gegeben.

Nach kontroverser Diskussion in der Ausschussmitte und trotz der rechtlichen Hinweise seitens der
Verwaltung ist seinerzeit dennoch durch den Ausschuss ein Empfehlungsbeschluss zur Erstellung eines
Notfallplanes erfolgt. Bei Stellung des Folgeantrages durch Herrn Weiss hatte der VA den
Empfehlungsbeschluss noch nicht zum Beschluss erhoben, mittlerweile hat er diesen aufgrund der
Zustandigkeit des BGM abgelehnt.

In diesem Zusammenhang weist die Verwaltung jedoch darauf hin, dass derzeit an der Erarbeitung eines
allgemeinen Gefahrenabwehplanes fiir die Stadt Wiesmoor gearbeitet wird.

Die Notwendigkeit der kommunalen Gefahrenabwehr kann beispielsweise verursacht werden durch

- Gro3- und Flachenbrande

- Verkehrsunfélle gréf3eren Ausmalies

- Industrieunfalle

- Flugzeugabstirze

- lokale Unwetterlagen einschlieRlich Uberschwemmungen

- Bombenfunde

- Schadensereignisse im Bereich von Versorgungseinrichtungen.




In aller Regel bedient sich die Stadt hier der stadtischen Feuerwehr, die diese Aufgaben entsprechend
der persénlichen und technischen Moglichkeiten natirlich auch schon jetzt wahrnimmt. Mit der Erstellung
eines Gefahrenabwehrplanes soll sichergestellt werden, diese BehdrdenmaRnahmen zu beschreiben, zu
koordinieren und Entscheidungen fir ein vorbereitetes Verwaltungs- und Feuerwehrhandeln
herbeizufuhren.

Grol3e Teile eines Gefahrenabwehrplanes beschreiben interne Vorgange, wie Organisation des Stabes,
Alarmierungsplanung, Arbeitsweise, sowie MaRnahmen und Evakuierung an. Neben der
selbstwverstandlichen Information der kommunalen Gremien nimmt dariber hinaus die
Offentlichkeitsarbeit einen besonderen Aspekt ein. Bereits jetzt werden auf der Internetseite der
Feuerwehr Wiesmoor unter der Rubrik Ratgeber zahlreiche Hinweise fir die Bevdlkerung gegeben. In
Kirze werden diese Hinweise um Publikationen des Bundesamtes fiir Bewdlkerungsschutz und
Katastrophenhilfe sowie nach und nach durch weitere eigene Hinweise, etwa zu Stromunfallen, erganzt
werden.

Die Erstellung eines Gefahrenabwehrplanes ist umfassend und zeitaufwéandig. Dieses haben die in der
zuriickliegenden Zeit zahlreichen Abstimmungs- und Klarungsgesprache mit anderen Behdérden,
Institutionen und Kommunen ergeben. Grobe Zielrichtung der Verwaltung ist, den Gefahrenabwehrplan
bis zum Ende dieses Jahres fertig zu stellen.

Seitens der Verwaltung wird daher aufgrund der fehlenden rechtlichen Zustandigkeit der kommunalen
Gremien und der Ausfihrungen zur Erstellung eines allgemeinen Gefahrenabwehrplanes (siehe VA vom
09.03.2015) den beantragten Beschluss nicht zu fassen.

Anlagenverzeichnis:

Antrag WB

Seite: 2 von 2



	Nummer
	Gremium
	Datum
	Zuständig
	Ostatus
	Typ
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkungen
	FAuswirkung
	Anlage

